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A. Bericht des Abgeordneten Meister 


Der Antrag der Fraktion der FDP betr. Entwurf I 
eines Gesetzes über eine Bundesanstalt für das I 
Transport- und Tarifwesen — Drucksache V/2815 — 
wurde in der 167. Sitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 4. April 1968 federführend an den Ver- 
kehrsausscbuß und mitberatend an den Ausschuß 
für Wirtschaft und Mittelstandsfragen überwiesen. 

Ziel des Gesetzes soll die Herstellung und Ge- ' 
währleistung der Ordnung im Tarifwesen für den | 
Güterverkehr und für die Personenbeförderung in- i 
nerhalb ihrer jeweils verschiedenen Zweige und I 
jeweils im Verhältnis zu den anderen Verkehrs- 
trägern sein. Zu diesem Zweck soll eine „Bundes- 
anstalt für das Transport- und Tarifwesen" errichtet 
werden. Die Bestimmungen über das Tarifbildungs- 
und Genehmigungsverfahren sind, soweit der Güter- 
kraftverkehr und die Binnenschiffahrt in Betracht 
kommen, im wesentlichen den geltenden Vorschrif- 
ten angepaßt. Sie sollen darüber hinaus möglichst 
einheitlich für alle Zweige der Güter- und Personen- 
beförderung einschließlich Eisenbahn und Post gel- i 
ten. Die Beförderungspreise sollen Festentgelte oder 
Margentarife sein. Das Gesetz soll das Verkehrs- 
tarifwesen institutionalisieren und verfahrensmäßig 
umfassend neu regeln. Die Antragsteller erachten 
einen auf diese Weise gelenkten Verkehrsmarkt zur 
Erzielung eines wirtschaftlich gesunden Transport- 
wesens für unerläßlich. Insoweit ist das Gesetz in 
jeder Hinsicht auf Dauer angelegt. 


Die Mehrheit des Verkehrsausschusses weist dem- 
gegenüber darauf hin, daß die nach dem Verkehrs- 
politischen Programm für die Jahre 1968 bis 1972 
vorgesehenen Tarifbildungsvorschläge nur für eine 
Übergangszeit die Aufgabe einer Normalisierung 
des Tarifgefüges haben. In dem Maße, wie im natio- 
nalen und im EWG-Bereich die Angleichung der 
Startbedingungen und die Regelung der Kapazität 
fortschreitet, soll auch die Preisbildung im Güter- 
verkehr Zug um Zug liberalisiert werden. 

Durch die Einschaltung der Verwaltungsräte von 
Bundesbahn und Bundespost sowie anderer Behör- 
den würde das Tarifbildungsverfahren beträchtlich 
erschwert und verzögert. Insoweit bestehen auch er- 
hebliche sachliche Bedenken. 

Der federführende Ausschuß war unter diesen 
Umständen mit überwiegender Mehrheit der Auf- 
fassung, daß im Hinblick auf die angestrebte Libera- 
lisierung der Verkehrstarife im jetzigen Zeitpunkt 
nicht noch durch Institutionalisierung in die Preis- 
bildung im Verkehr eingegriffen werden sollte. Er 
hat daher gegen zwei Stimmen den Gesetzentwurf 
abgelehnt. 

Der mitbeteiligte Ausschuß hat sich mit Schreiben 
vom 7. Februar 1969 der Auffassung des Verkehrs- 
ausschusses angeschlossen. 


Bonn, den 11. Februar 1969 


Meister 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2815 — abzu- 
lehnen. 

Bonn, den 23. Januar 1969 

Der Verkehrsausschuß 

Seifriz Meister 

Vorsitzender Berichterstatter 
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